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Handwerkskammer 
Niederbayern-Oberpfalz 
Postfach 1631 
94006 Passau 
 
 
Aktenzeichen (Von der Handwerkskammer auszufüllen) 

  9II   

 
 

F O L G E M E L D U N G 
der vorübergehenden Erbringung von Dienstleistungen gemäß § 9 I Nr. 2 HwO 

bzw. § 9 IV EU/EWR-Handwerk-Verordnung 
für das  

 
.................................................................................................................... Handwerk 

evtl. Teiltätigkeit .......................................................................................................... 

 

Name ........................................................................................................................... 
 
Vorname ...................................................................................................................... 
 
Geburtsdatum, ……………........................................................................................... 
 
Staatsangehörigkeit ........................................ 
 
Anschrift im Herkunftsland (Straße, PLZ, Ort) 
 
...................................................................................................................................... 
 
Telefonnummer *....................................... E-Mail-Adresse *..................................... 
 
Handy *...................................................... Fax *......................................................... 
 

* freiwillige Angabe 

 

Gewerbliche Niederlassung 

 

Name und Anschrift der gewerblichen Niederlassung im Herkunftsland 

...................................................................................................................................... 

 



I/3c    Stand 20.08.2019  Seite 2 von 6 

 

Frühere Meldungen der vorübergehenden Erbringung von Dienstleistungen: 

 

Datum der letzten Meldung 

 

Behörde 

  

Handwerkskammer _______________________ 

 

Bitte Kopie der letzten Bescheinigung beilegen. 

Hinweis: Die Folgemeldung hat bei der Handwerkskammer zu erfolgen, bei der die 

Erstmeldung durchgeführt wurde. 

 

 

Ich bestätige die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben.  

Seit der letzten Meldung der vorübergehenden Dienstleistungserbringung ist 

keine Änderung von Umständen eingetreten, welche die Voraussetzungen der 

Dienstleistungserbringung betreffen.  

Mir ist bekannt, dass wesentliche Änderungen unverzüglich schriftlich anzuzeigen sind 

und das Vorliegen der Voraussetzungen durch Unterlagen nachzuweisen ist. Ansons-

ten ist die Meldung alle zwölf Monate seit der letzten Meldung zu wiederholen.  

 

 

.................................................   ....................................................... 

(Ort, Datum)      (eigenhändige Unterschrift) 
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Informationen zur Datenerhebung gemäß Artikel 13 DSGVO für Anträge auf Er-
teilung einer Ausnahmebewilligung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 der Handwerksord-
nung 
 
Die Handwerkskammer Niederbayern-Oberpfalz, Ditthornstraße 10, 93055 Regensburg, ver-
treten durch den Präsidenten und den Hauptgeschäftsführer, erhebt und verarbeitet Ihre Da-
ten zum Zwecke der Prüfung, Bearbeitung und Verbescheidung Ihres Antrages auf Erteilung 
einer Ausnahmebewilligung. 
 
Die Datenverarbeitung beruht aufgrund der an die Handwerkskammer gesetzlich übertrage-
nen Aufgaben auf Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO i.V. m. §§ 7a ff. Handwerksordnung (HwO). 
 
Sie sind berechtigt, Auskunft der bei uns über Sie gespeicherten Daten zu beantragen (Art. 
15 DSGVO), bei Unrichtigkeit der Daten die Berichtigung (Art. 16 DSGVO) oder bei unzuläs-
siger Datenspeicherung die Löschung (Art. 17 DSGVO) bzw. die Einschränkung der Verar-
beitung (Art. 18 DSGVO) der Daten zu fordern.  
 
Ihnen steht des Weiteren ein Beschwerderecht bei der Aufsichtsbehörde zu.  
In unserem Falle beim Bayerischen Landesbeauftragten für den Datenschutz in München, 
poststelle@datenschutz-bayern.de. 
 
Soweit die Datenerhebung auf Grundlage von Artikel 6 Abs. 1 c) erfolgt, sind die von uns er-
hobenen Daten zur Aufgabenerfüllung notwendig. Werden diese Daten von Ihnen nicht zur 
Verfügung gestellt, kann keine Antragsbearbeitung und Verbescheidung erfolgen. 
 
Sofern die Durchführung eines Eignungstests im Rahmen des Verfahrens erforderlich ist, 
werden die Antragsunterlagen an die den Eignungstest durchführende Stelle übermittelt.  
Sollten Sie einer Stellungnahme der fachlich zuständigen Innung oder Berufsvereinigung zu-
gestimmt haben, werden Ihre Daten an diese gem. § 8 Abs. 3 S. 2 HwO weitergeleitet. 
 
Soweit keine besonderen gesetzlichen Aufbewahrungspflichten bestehen, werden die Daten 
gelöscht, sobald sie für den Zweck ihrer Verarbeitung nicht mehr erforderlich sind. 
 
Sie können unseren Datenschutzbeauftragten unter datenschutz@hwkno.de erreichen. 
 
Weitere Informationen zum Datenschutz erhalten Sie außerdem unter www.hwkno.de/daten-
schutz. 
 

  

mailto:poststelle@datenschutz-bayern.de
http://www.hwkno.de/datenschutz
http://www.hwkno.de/datenschutz
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§ 9 Abs. 1 HwO 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates zur Durchführung von Richtlinien der Europäischen Union 
über die Anerkennung von Berufsqualifikationen im Rahmen der Niederlassungsfreiheit, des 
freien Dienstleistungsverkehrs und der Arbeitnehmerfreizügigkeit und zur Durchführung des 
Abkommens vom 2. Mai 1992 über den Europäischen Wirtschaftsraum (BGBl. 1993 II S. 267) 
sowie des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten 
einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit 
vom 21. Juni 1999 (ABl. EG 2002 Nr. L 114 S. 6) zu bestimmen,  

1.  unter welchen Voraussetzungen einem Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates der Euro-
päischen Union, eines Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder der Schweiz, der im Inland zur Ausübung eines zulassungspflichtigen 
Handwerks eine gewerbliche Niederlassung unterhalten oder als Betriebsleiter tätig wer-
den will, eine Ausnahmebewilligung zur Eintragung in die Handwerksrolle zu erteilen ist 
und 

2.  unter welchen Voraussetzungen einem Staatsangehörigen eines der vorgenannten Staa-
ten, der im Inland keine gewerbliche Niederlassung unterhält, die grenzüberschreitende 
Dienstleistungserbringung in einem zulassungspflichtigen Handwerk gestattet ist. 

In den in Satz 1 Nr. 1 genannten Fällen bleibt § 8 Abs. 1 unberührt; § 8 Abs. 2 bis 4 gilt 
entsprechend. In den in Satz 1 Nr. 2 genannten Fällen ist § 1 Abs. 1 nicht anzuwenden. 

 

 
EU/EWR-Handwerk-Verordnung 

§ 8 

(1) Staatsangehörigen eines Herkunftsstaates, die im Inland keine gewerbliche Niederlassung 
unterhalten, ist die vorübergehende und gelegentliche Erbringung von Dienstleistungen in ei-
nem Handwerk der Anlage A der Handwerksordnung gestattet, wenn sie in einem anderen 
Herkunftsstaat zur Ausübung vergleichbarer Tätigkeiten rechtmäßig niedergelassen sind. 
Setzt der andere Herkunftsstaat für die Ausübung der betreffenden Tätigkeiten keine be-
stimmte berufliche Qualifikation voraus und verfügt die Dienstleistungserbringerin oder der 
Dienstleistungserbringer über keine reglementierte Ausbildung im Sinne von § 3 Absatz 2 Satz 
2 für die Tätigkeiten, so ist Satz 1 nur anzuwenden, wenn die Tätigkeiten im anderen Her-
kunftsstaat als Vollzeitbeschäftigung mindestens ein Jahr oder als entsprechende Teilzeitbe-
schäftigung tatsächlich und rechtmäßig ausgeübt worden sind und nicht länger als zehn Jahre 
zurückliegen. 

(2) Beabsichtigen Staatsangehörige eines Herkunftsstaates, Dienstleistungen erstmals in ei-
nem Handwerk der Anlage A Nummer 12 oder Nummer 33 bis 37 der Handwerksordnung in 
der Bundesrepublik Deutschland zu erbringen, so muss die zuständige Behörde vor der 
Dienstleistungserbringung die Berufsqualifikation der Dienstleistungserbringerin oder des 
Dienstleistungserbringers prüfen, wenn unter Berücksichtigung der beabsichtigten Tätigkeit 
bei unzureichender Qualifikation eine schwere Gefahr für die Gesundheit oder Sicherheit der 
Dienstleistungsempfänger oder Dienstleistungsempfängerinnen bestünde. 
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§ 9 

(1) Die Dienstleistungserbringerin oder der Dienstleistungserbringer muss der zuständigen Be-
hörde die beabsichtigte Erbringung einer Dienstleistung vor dem erstmaligen Tätigwerden 
schriftlich oder elektronisch anzeigen und dabei das Vorliegen der Voraussetzungen nach § 8 
Absatz 1 durch Unterlagen nachweisen. Die örtliche Zuständigkeit für die Anzeige richtet sich 
nach dem Ort der erstmaligen Dienstleistungserbringung. 

(2) Liegen die Voraussetzungen nach § 8 Absatz 1 vor, darf die Dienstleistung vorbehaltlich 
von Satz 2 sofort nach der Anzeige erbracht werden. Dienstleistungen in einem Handwerk der 
Anlage A Nummer 12 oder Nummer 33 bis 37 der Handwerksordnung dürfen erst erbracht 
werden, wenn die Behörde entweder mitgeteilt hat, dass keine Prüfung der Berufsqualifikation 
nach § 8 Absatz 2 beabsichtigt ist, oder wenn eine ausreichende Berufsqualifikation festge-
stellt wurde. § 10 Absatz 3 bleibt unberührt. 

(3) Die zuständige Behörde stellt eine Eingangsbestätigung aus, aus der hervorgeht, ob die 
Voraussetzungen nach § 8 Absatz 1 vorliegen und ob im Fall des § 8 Absatz 2 die Berufsqua-
lifikation der Dienstleistungserbringerin oder des Dienstleistungserbringers geprüft wird. Die 
Eingangsbestätigung soll innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige und der vollstän-
digen Unterlagen ausgestellt werden. § 6 Absatz 7 und § 7 sind entsprechend anzuwenden. 

(4) Tritt eine wesentliche Änderung von Umständen ein, die die Voraussetzungen für die 
Dienstleistungserbringung betreffen, ist die Änderung schriftlich oder elektronisch anzuzeigen 
und das Vorliegen der Voraussetzungen nach § 8 durch Unterlagen nachzuweisen. Ansonsten 
ist die Anzeige formlos alle zwölf Monate seit der letzten Anzeige zu wiederholen, solange die 
weitere Erbringung von Dienstleistungen beabsichtigt ist. 

 

§ 10 

(1) Wird die Berufsqualifikation nach § 8 Absatz 2 geprüft, ist § 6 Absatz 3 entsprechend an-
zuwenden. Die Dienstleistungserbringerin oder der Dienstleistungserbringer soll innerhalb ei-
nes Monats nach Eingang der Anzeige und der vollständigen Unterlagen über das Ergebnis 
unterrichtet werden. Bei einer Verzögerung unterrichtet die zuständige Behörde die Dienstleis-
tungserbringerin oder den Dienstleistungserbringer über die Gründe für die Verzögerung und 
über den Zeitplan für eine Entscheidung. In diesem Fall muss das Ergebnis der Nachprüfung 
spätestens innerhalb von zwei Monaten nach Eingang der Anzeige und der vollständigen Un-
terlagen mitgeteilt werden. 

(2) Ergibt die Nachprüfung, dass ein wesentlicher Unterschied zwischen der Berufsqualifika-
tion der Dienstleistungserbringerin oder des Dienstleistungserbringers und der in der Bundes-
republik Deutschland erforderlichen Ausbildung besteht, der auch durch sonstige nachgewie-
sene einschlägige Qualifikationen im Sinne des § 5 Absatz 2 Nummer 3 nicht ausgeglichen 
werden kann, muss die zuständige Behörde der Dienstleistungserbringerin oder dem Dienst-
leistungserbringer innerhalb eines Monats nach der Unterrichtung über das Ergebnis der 
Nachprüfung Gelegenheit geben, die für eine ausreichende berufliche Qualifikation im Sinne 
von § 8 Absatz 2 erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen insbesondere 
durch eine Eignungsprüfung nachzuweisen. Werden zu einem späteren Zeitpunkt neue Un-
terlagen vorgelegt oder Nachweise für die erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompe-
tenzen erbracht, wird die Berufsqualifikation erneut geprüft. 

(3) Wenn die zuständige Behörde die in den Absätzen 1 und 2 festgesetzten Fristen nicht 
einhält, darf die Dienstleistung erbracht werden. 
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(4) Ergibt die Nachprüfung, dass die berufliche Qualifikation der Dienstleistungserbringerin o-
der des Dienstleistungserbringers im Sinne von § 8 Absatz 2 ausreicht, ist eine Bescheinigung 
darüber auszustellen. Die Bescheinigung kann auf einen wesentlichen Teil der Tätigkeiten be-
schränkt werden, die zu einem Handwerk der Anlage A Nummer 12 oder Nummer 33 bis 37 
der Handwerksordnung gehören. 

 

§ 11 

Ordnungswidrig im Sinne des § 118 Absatz 1 Nummer 7 der Handwerksordnung handelt, wer 
entgegen § 9 Absatz 1 Satz 1 eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der 
vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig erstattet. 
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